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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Uwe-Jens Rössel, Dr. Barbara Höll, Rolf Kutzmutz, Dr. Christa 
Luft, Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 


Vollständige Übernahme der sogenannten Altschulden auf gesellschaftlichen Ein- 
richtungen ostdeutscher Kommunen durch den Bund 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Die sogenannten Altschulden auf gesellschaftlichen Einrich- 
tungen ostdeutscher Kommunen, wie Kindergärten, Schulen, 
Altenheime, Krankenhäuser, Kultur- und Sportstätten, Rat- 
häuser und ähnliches, die aufgrund von in der DDR getätigten 
Investitionen entstanden sind, werden nicht den Kommunen 
übertragen. 

II. Die aus Investitionen für den Bau gesellschaftlicher Einrich- 
tungen resultierenden „Verbindlichkeiten" ostdeutscher Kom- 
munen gegenüber der „Gesellschaft für kommunale Altkredi- 
te und Sonderaufgaben der Währungsumstellung m.b.H." 
(GAW) sind Staatsschulden der DDR. Sie sind vollständig als 
Schulden des Bundes im Rahmen des Erblastentilgungsfonds 
zu übernehmen. 

Bonn, den 27. September 1995 

Dr. Uwe-Jens Rössel 

Dr. Barbara Höll 

Rolf Kutzmutz 

Dr. Christa Luft 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 
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Begründung 

1 . Die sogenannten Altschulden auf kommunale gesellschaftli- 
che Einrichtungen der neuen Bundesländer, wie Kindergärten, 
Schulen, Altenheime, Krankenhäuser, Kultur- und Sportstät- 
ten, Rathäuser und ähnliches, beliefen sich nach Angaben des 
Deutschen Städtetages vom August 1995 auf rund 8 Mrd. DM, 
davon 4,9 Mrd. DM Kreditschulden und ca. 3 Mrd. DM seit dem 
1. Juli 1990 aufgelaufener Zinsen. 

Verwaltet werden die Forderungen des Bundes gegenüber den 
betroffenen Kommunen durch die 1995 gegründete bundesei- 
gene „Gesellschaft für kommunale Altkredite und Sonderauf- 
gaben der Währungsumstellung m.b.H." (GAW), einer Toch- 
tergesellschaft der Kreditanstalt für den Wiederaufbau (KfW). 
Ursprünglich lagen die Forderungen bei der Deutschen Kre- 
ditbank AG (DKB). Diese verwaltete seit der staatlichen Ein- 
heit neben den „Altschulden" der ostdeutschen Wohnungs- 
wirtschaft und der ehemaligen volkseigenen Betriebe auch die 
angeblichen Verbindlichkeiten auf gesellschaftlichen Einrich- 
tungen der Kommunen. Ende 1994 wurde die Deutsche Kre- 
ditbank AG an die Bayrische Vereinsbank verkauft. Die Ver- 
waltung der sogenannten Altschulden auf gesellschaftlichen 
Einrichtungen der Kommunen wurde aus dem Verkaufsge- 
schäft herausgelöst und auf die dafür eigens gegründete bun- 
deseigene GAW übertragen. 

Würden die Forderungen der GAW an die Kommunen kas- 
senwirksam, so hätten diese für ca. 1 400 betroffene Städte und 
Gemeinden sowie teilweise auch für Landkreise in den neuen 
Bundesländern - über die ohnehin sehr angespannte finanzi- 
elle Situation hinaus - weitere große Haushaltsbelastungen zur 
Folge. Bei einer derzeitigen Pro-Kopf- Verschuldung der ost- 
deutschen Kommunen von gegenwärtig ca. 1 300 DM würde 
sich beispielsweise die Verschuldung durch die GAW-Forde- 
rungen in der Stadt Halle um 1338 DM, in Magdeburg um 
1 015 DM, in Rostock um 1013 DM und in Erfurt um 952 DM 
pro Kopf erhöhen, ln Schwedt würde allein die zusätzliche Ver- 
schuldung in Höhe von 104 Mio. DM 87 Prozent des diesjähri- 
gen Verwaltungshaushalts der Stadt entsprechen. Leipzig wird 
mit rund 417 Mio. DM „Altschulden "-Forderungen konfron- 
tiert, Halle/Saale mit 391 Mio. DM, Magdeburg mit 
272 Mio. DM, Rostock mit 238 Mio. DM und Erfurt mit 
203 Mio. DM. Demgegenüber sind beispielsweise die „Alt- 
schulden " -Forderungen an die Großstädte Dresden mit 30 Mio. 
DM und Chemnitz mit 12 Mio. DM vergleichsweise gering. Ost- 
berlin ist dagegen nach Angaben des Städtetages „altschul- 
denfrei". 

Bei Anerkennung und Zahlung der sogenannten Altschulden 
würde der finanzielle Spielraum der betreffenden Kommunen 
bei der Wahrnehmung ihrer sozialen, soziokulturellen und in- 
frastrukturellen Aufgaben stark beeinträchtigt werden. Kom- 
munale Selbstverwaltung würde zur Farce verkommen. 
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2. Die sogenannten Altschulden sind keine Schulden im Sinne 
des bürgerlichen Rechts und damit keine Schulden der Kom- 
munen gegenüber dem Bund. 

Die im internationalen Vergleich hohe Ausstattung mit Sozia- 
leinrichtungen war ein erklärtes politisches Ziel der DDR. Dem- 
entsprechend wurden materielle Bilanzzuweisungen, ein- 
schließlich ihrer Finanzierung, nicht an eine „nachhaltige fi- 
nanzielle Leistungsfähigkeit" der Städte, Gemeinden und 
Kreise gebunden. Die Kommunen in der DDR verfügten kaum 
über nennenswerte eigene Einnahmen. Sie waren bis Mai 1990 
lediglich „Gemeinschaften im Rahmen der zentralen Leitung 
und Planung" . Die Ausgaben der Städte, Gemeinden und Krei- 
se von Belang und damit auch die Investitionen für gesell- 
schaftliche Einrichtungen wurden fast vollständig durch Zu- 
weisungen aus dem Republikhaushalt an die Kreishaushalte 
der DDR bestritten. 

Die Entscheidungen über den Bau und die Finanzierung von 
Schulen und Kindergärten sowie Altenheimen, Dienstlei- 
stungseinrichtungen und ähnlichem lagen nicht im Ermessen 
der Kommunen. Sie wurden von der Volkskammer der DDR 
mit den jährlichen Gesetzen zum Volkswirtschaftsplan und 
zum Staatshaushaltsplan beschlossen. 

Der Volkswirtschaftsplan enthielt unter anderem die Anzahl 
der in der DDR im jeweiligen Jahr zu bauenden Wohnungen 
und gesellschaftlichen Einrichtungen. Nach der Gesetzgebung 
wurde dieser Teil des Volkswirtschaftsplanes als sogenannte 
staatliche Auflage an die einzelnen Bezirke übergeben. Diese 
Auflagen wurden dann Grundlage der jährlich von den Be- 
zirkstagen beschlossenen Gesetze zum Volkswirtschaftsplan. 
Diese wiederum enthielten gleichzeitig die staatlichen Aufla- 
gen für die Kreise und kreisfreien Städte. Die Kreistage und 
Stadtverordnetenversammlungen der kreisfreien Städte be- 
schlossen dann im Rahmen dieser Vorgaben die Vorhaben im 
Wohnungsbau bzw. für den Bau gesellschaftlicher Einrichtun- 
gen. 

Korrespondierend zu den materiellen Aufgabenstellungen in 
den jährlichen Gesetzen zum Volkswirtschaftsplan wurden die 
Gesetze zum Haushaltsplan erarbeitet. Es gab vom Minister- 
rat der DDR staatliche Auflagen für die Erarbeitung der Haus- 
haltspläne der Bezirke, die nach einem Abstimmungsprozeß in 
den Zuweisungen an die Bezirke mündeten. Von den Bezirken 
wurden diese auf die Haushaltspläne der Kreise und kreisfrei- 
en Städte und von den Kreisen an die Städte und Gemeinden 
und Gemeindeverbände aufgeschlüsselt. So waren also die 
Einzelpläne der Kommunalhaushalte Bestandteil des Staats- 
haushalts. Das Prinzip des einheitlichen Staatshaushalts war 
im Gesetz über die Staatshaushaltsordnung der DDR vom 
13. Dezember 1968 (GBl. der DDR II Nr. 23) geregelt worden. 

Für die Finanzierung der gesellschaftlichen Einrichtungen gab 
es einen Anspruch aufgrund des Volkswirtschaftsplanes. Die- 
ser wurde in der Geschichte der DDR unterschiedlich realisiert. 
Bis 1970 und ab Mitte der 80er Jahre erhielten die Städte und 
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Gemeinden bzw. die Kreise im Rahmen der Haushaltspläne Zu- 
weisungen entsprechend der in den Volkswirtschaftsplänen 
festgelegten Investitionen. 

In der Zeit von 1970 bis Mitte der 80er Jahre wurde gemäß der 
Verordnung über die Finanzierung des Baues volkseigener 
Wohnungen und des Baues staatlicher Einrichtungen vom 
15. Dezember 1970 (GBl. der DDR II S. 374 sowie GBl. der DDR 
II S. 764) eine andere Finanzierungsform kommunaler gesell- 
schaftlicher Einrichtungen festgelegt. Sie bestand in einer Fi- 
nanzierung aus Haushaltsmitteln (10 Prozent) und Krediten 
(90 Prozent) , bei einer Laufzeit von 20 Jahren und 5 Prozent Til- 
gung sowie 4 Prozent Zinsen p. a. Die Aufnahme der Kredite 
erfolgte jedoch nicht durch die jeweilige Kommune, sondern 
über die dem jeweiligen Kreis unterstellten VEB Kommunale 
Wohnungsverwaltung bzw. VEB Gebäudewirtschaft mittels 
Kreditverträgen mit der Industrie- und Handelsbank (später 
Staatsbank der DDR). Die fertiggestellten Einrichtungen wa- 
ren Volkseigentum und nicht Eigentum der Kommunen. 

Die Zins- und Tilgungsleistungen wurden nicht durch eigene 
Einnahmen der Städte und Gemeinden bzw. Kreise finanziert. 
Sie waren Bestandteil der Haushaltspläne der Räte der Kreise, 
die diese wiederum mit den jährlichen Zuweisungen über den 
Rat des Bezirkes aus dem Republikhaushalt der DDR erhiel- 
ten. Letztlich übernahm die Regierung der DDR im Rahmen 
des einheitlichen Staatshaushaltes die jährlichen Zins- und Til- 
gungsleistungen für die Kredite auf gesellschaftliche Einrich- 
tungen. Ein Nachweis dafür findet sich in den jährlich einge- 
stellten Titeln für die entsprechenden Zins- und Tilgungslei- 
stungen in den Staatshaushaltsplänen der DDR. 

Durch die Kreditierung wurde kein Gläubiger-Schuldner- Ver- 
hältnis im Sinne des bürgerlichen Rechts begründet. Vielmehr 
sollten im Zusammenhang mit dem Beginn des sogenannten 
„komplexen Wohnungsbau" Anfang der 70er Jahre die ge- 
wachsenen Sparguthaben der Bevölkerung für die Finanzie- 
rung von Bauinvestitionen genutzt werden. Der sprunghaft ge- 
stiegene Finanzierungsbedarf hätte sonst zu einem Haushalts«r 
defizit im Republikhaushalt der DDR geführt. Da der Repu- 
blikhaushalt aus politischen Gründen keine Verschuldung auf- 
weisen sollte, mußten also die Kreise entsprechende Kredite 
aufnehmen, die dann über Zuweisungen aus dem Republik- 
haushalt - nunmehr zeitlich gestreckt - bedient wurden. 

Aus den Übersichten der Deutschen Kreditbank AG geht her- 
vor, daß Kreditverträge für die Finanzierung gesellschaftlicher 
Einrichtungen nur bis Mitte der 80er Jahre bestanden. Die heu- 
te von der Bundesregierung geltend gemachten „Altschulden" 
stammen aus dieser Zeit. Danach wurden diese Einrichtungen 
wieder direkt und in vollem Umfang aus Haushaltsmitteln fi- 
nanziert. Aus den unterschiedlichen Investitionszeitpunkten 
sowie aus offenkundig politisch motivierten Entscheidungen 
des DDR-Ministerrats (gelegentliche Streichung der Verbind- 
lichkeiten durch den Ministerrat bzw. Verzicht auf Zwang der 
Kreditaufnahme) erklärt sich die Tatsache, daß bestimmte 
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Städte und Gemeinden jetzt in hohem Maße mit „ Altschul- 
den'' -Forderungen konfrontiert werden, während die Haupt- 
stadt der DDR, Berlin, gar keine sogenannten Altschulden auf- 
weist und Städte wie Dresden und Chemnitz vergleichsweise 
gering „verschuldet" sind. Daraus folgt, daß durch die heuti- 
gen Forderungen der G AW an ostdeutsche Kommunen der ver- 
fassungsrechtliche Grundsatz der Gleichbehandlung verletzt 
wird. 

3. Im Zuge der staatlichen Einheit haben die Kommunen Ost- 
deutschlands mit einem Schlag das kommunale Finanzie- 
rungssystem der alten Bundesländer übernommen. Es wider- 
spricht jeder formalen Logik, daß rechnerische „Verbindlich- 
keiten", die dem Wesen nach als Staatsschulden anzusehen 
sind und vom Bund als Rechtsnacholger der DDR getilgt wer- 
den müßten, nun zu tatsächlichen Schulden der Kommunen 
werden sollen. 

Darüber hinaus steht in vielen Fällen den „Verbindlichkeiten" 
der Kommunen heute kein entsprechender realer Wert mehr 
gegenüber. So haben in den letzten Jahren Stellenkürzungen 
im öffentlichen Dienst und eine Vielzahl von Rückübertra- 
gungsansprüchen eine sachgerechte Nutzung gesellschaftli- 
cher Einrichtungen in den Kommunen verhindert. Der daraus 
resultierende Leerstand oder die zweckentfremdete Nutzung 
führten nicht selten zu Zerstörungen an Gebäuden und Ein- 
- richtungen. Manche existieren gar nicht mehr, andere müßten 
mit erheblichem Aufwand wieder instandgesetzt werden. Es 
werden sogar teilweise Objekte belastet, die in den entspre- 
chenden Kommunen nie gebaut wurden. Weiterhin ist eine Rei- 
he von Objekten belastet, die längst dem Bund oder dem je- 
weiligen Land zugeordnet wurden. 

Da die Regierung der DDR im Rahmen des einheitlichen Staats- 
haushaltes die j ährlichen Zins- und Tilgungsleistungen für Kre- 
dite auf gesellschaftlichen Einrichtungen übernommen hatte, 
sind diese „Verbindlichkeiten" als Staatsschulden anzusehen, 
die vom Bund als Rechtsnachfolger der DDR im Rahmen des 
Erblastentilgungsfonds getilgt werden müssen. 
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